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Integration ausländischer Jugendlicher durch MBSE 

Eine kritische Bestandsaufnahme zu Beginn der bundesweiten Evaluation der 
Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen Eingliederung junger Ausländer 

Franz Schanda, Hildegard Happach-Kaiser*) 

Die Diskussion über die Zukunft von Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen Eingliederung 
junger Ausländer (MBSE) wurde bislang erschwert durch das Fehlen umfassender Wirkungsuntersuchun-
gen. Ausgangspunkt einer Evaluation von MBSE muß eine Bestandsaufnahme der bisher vorliegenden 
Daten, Erkenntnisse und Erfahrungen über diese Maßnahmen sein, die im folgenden Beitrag versucht 
wird. Zunächst wird durch die Diskussion des Integrationsbegriffs ein theoretischer Bezugsrahmen 
entwickelt, an dem Ziele, Inhalte und Erfolg von MBSE gemessen werden können. Auf eine detaillierte 
Darstellung der Konzeption von MBSE wurde an dieser Stelle verzichtet. Die Bestandsaufnahme führt im 
Ergebnis zu mehr offenen Fragen als Antworten. Sie beschreibt allerdings erstmals in detaillierter Form 
den Stand der Erkenntnisse über MBSE, an dem Themen und Strategien der im Kursjahrgang 1982/83 
laufenden MBSE-Wirkungsuntersuchung ansetzen können. 

Gliederung 
1. Einführung 

2. Integration: Begriffe, Konzepte und ihre Realisierung in 
MBSE 

 

2.1 Integrationsbegriffe und -konzepte 
2.2 Integration im pädagogischen Handlungszusammen-

hang 
2.3 Der Integrationsgedanke in MBSE 

3. MBSE in Zahlen 
3.1 Bisherige Entwicklung der Teilnehmerzahlen 
3.2 Verbleib der Teilnehmer 
3.3 Mittelfristige Perspektiven 

 

4. MBSE in der Diskussion 

5. Schlußfolgerungen 

1. Einführung 
Berufsvorbereitende Maßnahmen für ausländische Jugendli-
che werden bereits seit 1976 angeboten. Ihre Konzeption ist 
allerdings einem ständigen Wandel unterworfen – ein Abbild 
der fehlenden Kontinuität in der Ausländerpolitik. Dies gilt 
sowohl für Inhalte, Ablauf und Ziele der Lehrgänge als auch 
für die Zugangsvoraussetzungen der Teilnehmer und die 
Modalitäten der Finanzierung. Ein mittelfristiges Konzept 
der berufsvorbereitenden Maßnahmen für ausländische 
Jugendliche ist auch heute noch nicht gesichert. Dieses wäre 
jedoch schon deshalb dringend erforderlich, weil die Zahl 
ausländischer Jugendlicher, die zu ihrer beruflichen Einglie-
derung besonderer Hilfen bedürfen, in den kommenden 10 
Jahren ohne restriktive Eingriffe des Staates nicht entschei-
dend abnehmen dürfte. 
Einen Beitrag zur Entwicklung einer mittelfristigen Kon-
zeption und zur Optimierung von MBSE zu leisten, ist das 

*) Franz Schanda und Hildegard Happach-Kaiser sind wissenschaftliche 
Mitarbeiter des „Instituts für Empirische Psychologie“ in Köln, das gegen-
wärtig im Auftrag des BMA eine bundesweite MBSE-Evaluation durchführt; 
sie waren bis 1982 als Berufsberater tätig. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autoren. 

1) Im „Aktionsprogramm der Bundesregierung zur Ausländerbeschäftigung“ 
wurde erstmals das Verhältnis von Konsolidierung und Integration dargestellt 
(vgl. Langenohl-Weyer u. a. 1979, S. 14). 

2) Eine genaue Beschreibung des bayerischen Modells findet sich bei Bro-sowski 
1980, S. 98-104. 

Ziel dieser Arbeit. Eine kritische Bestandsaufnahme der 
bestehenden Konzeption in Theorie und Praxis soll er-
weisen, 
- ob von MBSE ein Beitrag zur Integration erwartet werden 

kann, 
- worin dieser Beitrag ggf. im einzelnen besteht, 

- welche konzeptionellen Defizite und Mängel in der Praxis 
bestehen, 

- welche offenen Fragen im Rahmen der bundesweiten 
MBSE-Evaluation untersucht werden müßten. 

2. Integration: Begriffe, Konzepte und ihre Realisierung 
in MBSE 
2.1 Integrationsbegriffe und -konzepte 
Entscheidend für Analyse und Bewertung von MBSE ist 
eine Klärung des Begriffs „Integration“. Offiziell gilt in der 
Ausländerpolitik der Bundesrepublik Deutschland bereits 
seit 19731) das Integrationsprinzip. MBSE ist gegenwärtig 
wohl das wichtigste Instrument zur Integration der zweiten 
und dritten Ausländergeneration. Jedoch scheint unter den 
politisch Verantwortlichen wenig Klarheit über den Inhalt 
des Begriffs „Integration“ zu bestehen. Dies sei an zwei 
Beispielen verdeutlicht: Integration im Sinne der MBSE-
Rahmenvorstellungen (ANBA Heft l, 1980) bedeutet 
„berufliche und soziale Eingliederung“: Integration wird 
verstanden als Prozeß, dessen Ziel in der Befähigung der 
Jugendlichen besteht, möglichst unbenachteiligt in der Bun-
desrepublik längerfristig oder auf Dauer leben und arbeiten 
zu können. 
Integration im Sinne des Modells der „zweisprachigen“ baye-
rischen Hauptschulklassen: Hier taucht der Begriff „Inte-
gration“ nur im Zusammenhang mit der „Integration in der 
elterlichen Familie“ auf, die „der beste Schutz vor Entwur-
zelung und sozialer Desintegration“ sei (Böck 1979, S. 1). 
Der vollständige Erhalt der Muttersprache besitzt letztlich 
Vorrang gegenüber der Vermittlung von Kenntnissen in 
Deutsch als Zweitsprache (Mahler 1979, S. 3), die Verbin-
dung zum Heimatland und seiner Kultur muß als Vorausset-
zung für eine mögliche Rückkehr gewahrt bleiben (a. a. O., 
S. 6)2). 
Eine Analyse der politischen Diskussion führte denn auch 
zu dem Ergebnis: „Beim Integrationsmodell wird ein Begriff 
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von ,Integration‘ verwendet, der fast beliebig in seiner Defi-
nition variiert“ (Schrader H. a. 1976, S. 50). 
Angesichts dieser konträren Zielvorstellungen erscheint es 
sinnvoll, den Begriff Integration in seinem Entstehungs- und 
Verwendungszusammenhang näher zu untersuchen. Ziel ist 
es zu ermitteln, welche Integrationsvorstellungen das 
MBSE-Konzept im einzelnen verfolgt (also auch: ob „Inte-
gration“ und „berufliche und soziale Eingliederung“ als 
Synonyme zu betrachten sind) und ob sich aus der Begriffs-
bestimmung Rückschlüsse ziehen lassen auf die Gestaltung 
der Unterrichtsinhalte. 
Die neuere deutschsprachige Integrationsforschung hat aus 
unterschiedlichen Ansätzen der Wanderungssoziologie, 
z. B. in der angelsächsischen Forschung, eine begriffliche 
Vielfalt entwickelt, in der die Begriffe „Integration“ und 
„Assimilation“ in unterschiedlichen Bedeutungen auftreten 
(so bei Bingemer H. a. 1973, Hoffmann-Nowotny 1973, 
Hobmann 1976, Esser H. a. 1979, Esser 1980 a)). Im Rahmen 
dieser Arbeit muß auf eine theoretische Aufarbeitung dieser 
Diskussion verzichtet werden; eine neuere Analyse kommt 
zu dem Schluß, daß die Beiträge zur Klärung und Beschrei-
bung der Eingliederung von Wanderern große Übereinstim-
mung aufweisen: „Eingliederung von Wanderern ist 
bestimmbar von zwei voneinander unabhängigen Variablen-
komplexen, und zwar von den Variablen über Eigenschaften 
von Personen und über Eigenschaften der Umwelt“ (Weida-
cker, López-Blasco 1982, S. 64). 
Esser hat in einem neuen Beitrag eine Definition von Inte-
gration und Assimilation erarbeitet, die auch den Intentio-
nen der anderen o. g. Arbeiten entsprechen dürfte: Als 
Integration wird „die Dimension der Existenz gleichgewich-
tiger Beziehungen“ beim Zusammenleben sozialer Gruppen 
bezeichnet. Assimilation ist demnach eine zweite Dimen-
sion, die darstellt, ob „sich die Gruppen kulturell und sozial 
bzw. strukturell angeglichen“ haben (vgl. Esser 1982, S. 48). 
Bedeutsam für die gegenwärtige Problemlage in der Bundes-
republik sind in diesem Rahmen einmal die „Assimilation 
bei Integration; dies ist das Konzept der Eingliederung, das 
geregelte Beziehungen nur unter Aufgabe der kulturellen 
Eigenständigkeit für möglich hält“, zum anderen „Integra-
tion ohne Assimilation; hierbei gäbe es geregelte und gleich-
gewichtige Beziehungen zwischen den in ihrer kulturellen 
Eigenständigkeit bleibenden Gruppen“ (a. a. O.). 
Integrationsforschung verfolgt generell das Ziel, soziale Pro-
zesse des Zusammenlebens unterschiedlicher ethnischer 
Gruppen insbesondere der Eingliederung von Wanderern zu 
beschreiben bzw. zu erklären. Weder empirische Untersu-
chungen noch allgemeine Theorien und Modelle (wie das 
„Grundmodell“ von Esser 1980 a)) können und wollen 
Handlungsanweisungen dafür liefern, wie Integrationspro-
zesse generell oder individuell „optimal“ zu beeinflussen 
sind. 

2.2 Integration im pädagogischen Handlungszusammenhang 
In eben diesem Sinne aber stellt sich das Integrationspro-
blem in der pädagogischen Praxis – also auch im Rahmen 
von MBSE – dar. Die Möglichkeit, „Eigenschaften der 
Umwelt“ zu beeinflussen, ist kurzfristig nicht gegeben; 
Konzepte pädagogischen Handelns müssen sich darauf kon-
zentrieren, vom Individuum aus Integrationsprozesse in 
Gang zu setzen, zu fördern, zu steuern. Dies wiederum 
kann nur gelingen, wenn die Grundfragen pädagogischen 
Handelns beantwortet sind, also in diesem Falle: 

 

- wie läßt sich die Zielgröße (Richtziel) Integration näher 
bestimmen, möglichst in operationaler Form? 

- welche Aufgaben (Teilziele) sind im einzelnen auf diesem 
Weg zu bewältigen? 

Schon die erste Frage läßt sich auf unterschiedliche Art 
beantworten; nach der Untersuchung von Esser lassen sich 
zwischen den Extremen „Integration bei Assimilation“ und 
„Integration ohne Assimilation“ auch Zwischenpositionen 
bestimmen, da Angleichungen im Laufe der Zeit durchaus 
möglich sind. Unterschiedliche Ziele führen natürlich auch 
zu unterschiedlichen Vorstellungen von den zu bewältigen-
den Aufgaben. 
Auch die deutsche Bevölkerung trägt durch ihr Verhalten 
und ihre Einstellung gegenüber Ausländern maßgeblich zur 
Festlegung unterschiedlicher Integrationsaufgaben bei. 
Denn zweifellos sind in einer Zeit der Ausländerfeindlich-
keit andere, schwierigere Aufgaben auf dem Weg zur Inte-
gration zu bewältigen als bei vorherrschendem Wohlwollen 
gegenüber Ausländern. 
Unterschiedliche Aufgaben ergeben sich auch aus den unter-
schiedlichen Gesellschaftssystemen der Herkunftländer. 
Einen geeigneten Ansatzpunkt zur Beschreibung der Unter-
schiede zwischen Gesellschaftssystemen – und damit zur 
Beschreibung konkreter Integrationsaufgaben – bietet der 
Begriff „sozio-kulturelle Distanz“. Er beschreibt den „Ver-
gleich der herrschenden kulturellen Institutionen und 
Werte, also Schule und Ausbildung, Religion, Familie, poli-
tische Traditionen und Regierungsformen“ (Brucks 1981, 
S. 2). 
So läßt sich z. B. das türkische Bildungssystem beschreiben, 
das bislang nur eine fünfjährige Schulpflicht kennt. Für viele 
Jugendliche, die nur diese Grundschule (ilk-okul) besucht 
haben, läßt sich daraus die Aufgabe des Erwerbs einer Reihe 
von Grundkenntnissen, vor allem in den naturwissenschaft-
lichen Fächern, ableiten, ohne die ein Übergang in eine 
Berufsausbildung in Deutschland (die an Kenntnissen des 
deutschen Hauptschulabschlusses ansetzt) unmöglich ist. 
Die Analyse der sozio-kulturellen Distanz weist jedoch 
nicht nur auf Differenzen in Kenntnissen und Fertigkeiten, 
sondern auch in Verhaltensweisen, Einstellungen und Wert-
vorstellungen. Es wird deutlich, daß Integration – je nach 
Ausprägung der Unterschiede in diesen Bereichen – auch 
Lernziele in der affektiven Dimension umfassen muß. „Je 
größer die Differenz zwischen Herkunftsgesellschaft und 
der Gastgesellschaft, zwischen (im doppelten Sinne) Heimat 
und neuer Welt ist, desto größer ist die verlangte Anpas-
sungsleistung, desto schwieriger und friktionsreicher wird 
der Adaptionsprozeß“ (Stratmann 1981, S. 3). 
Unterschiedliche Integrationsaufgaben resultieren schließ-
lich auch aus der Biographie des Betroffenen. Je später die 
Jugendlichen nach Deutschland einreisen, desto schwieriger 
erweist sich die Integration (vgl. dazu das, allerdings sehr 
formale, Modell von Schrader 1981, S. 9). 
Um Ziele und Aufgaben der Integration zu bestimmen, sind 
also Entscheidungen zu treffen, und diese Entscheidungen 
erweisen sich in der aktuellen Diskussion verstärkt als legiti-
mationsbedürftig. Daraus ergibt sich wiederum die Frage: 
Nach welchen Kriterien wird das Ziel der Integration 
bestimmt und wer bestimmt das Ziel? 
Zunächst zum Problem der Legitimationsargumente: Inte-
gration bei Assimilation – von ihren Kritikern als „Germani-
sierung“bezeichnet – würde von Ausländern als Vorausset- 
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zung für dauernden Aufenthalt, z. B. die möglichst akzent-
freie Beherrschung der deutschen Sprache und die Aufgabe 
ihrer Denksysteme und Wertvorstellungen, soweit sie mit 
deutschen nicht korrespondieren, fordern. Zwar wird eine 
Germanisierungspolitik in der Bundesrepublik nicht betrie-
ben; Kritiker verweisen jedoch darauf, daß die Ausländer-
politik de facto dauernden Aufenthalt nur um den Preis der 
„Eindeutschung“ gewähren wolle, bei ansonsten stark 
restriktiver Tendenz. Sie fordern die Aufgabe des „germano-
zentrierten Denkens“ in der Ausländerpolitik zugunsten des 
Modells einer multikulturellen Gesellschaft – Integration 
ohne Assimilation (vgl. Weidacher, López-Blasco 1982). 
Eine konsequente Germanisierungspolitik ist wegen des 
erheblichen Anteils von Ausländern, die nicht auf Dauer in 
der Bundesrepublik leben wollen3), ebensowenig zu recht-
fertigen wie eine Politik der Segregation4), wegen des etwa 
gleichhohen Anteils von Ausländern ohne Rückkehrabsich-
ten. Eine Politik dieser Art (die im Extremfall zu vollständi-
ger Unterbindung des Familiennachzugs oder Abschiebung 
aller Ausländer unabhängig von der Aufenthaltsdauer füh-
ren könnte) lassen das Rechtssystem der Bundesrepublik 
und bestehende internationale Verträge nicht zu. Allerdings 
ist nicht auszuschließen, daß bestimmte Maßnahmen der 
Ausländerpolitik de facto zu einer Segregation beitragen, 
wie Kritiker dies am Beispiel des Bildungssystems bemän-
geln (vgl. Akpinar u. a. 1978, S. 43). 
Auch gegen die Idee einer multikulturellen Gesellschaft gibt 
es erhebliche Vorbehalte. Sie hat bisher in der Ausländerpo-
litik der Bundesrepublik keinen Platz und wird auf den 
entschiedenen Widerstand der Verfechter der „Überfrem-
dungstheorie“ (z. B. im Sinne des „Heidelberger Mani-
fests“) treffen. Aber auch Esser (1982, S. 51) verweist auf die 
Gefahren einer ethnischen Schichtung bzw. ethnischen Seg-
mentierung. 
Weder aus der wissenschaftlichen noch aus der politischen 
Diskussion dürfte in absehbarer Zeit mit Ergebnissen zu 
rechnen sein, die – sei es durch Konsens oder durch einen 
wie auch immer geführten Beweis ihrer Überlegenheit oder 
„Gültigkeit“ – als Legitimationsargumente für die Festle-
gung auf bestimmte Integrationsziele dienen könnten. 
Wenden wir uns daher der Frage nach den Entscheidungs-
trägern zu: Die Entscheidung über die Ziele der Integration 
kann letztlich nur durch den Betroffenen selbst erfolgen. 
Aber nur im günstigsten Fall wird er bei dieser Entscheidung 

3) Die vorliegenden Repräsentativuntersuchungen weisen – bei erheblichen 
Unterschieden in Ergebnissen und Fragestellung – jeweils einen beachtlichen 
Teil zur Rückkehr wie zum dauernden Aufenthalt entschlossener 
Ausländer auf. Keine Anzeichen liefern die Untersuchungen für häufig 
vermutete Unterschiede in der Rückkehrbereitschaft verschiedener Natio-
nalitäten (so Evangelinos 1979, S. 7). 
- Repräsentativuntersuchung des Bundesinstitutes für Berufsbildung und 
des Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbildung 1979/80 
für das Bundesgebiet über die Rückkehrabsichten junger Ausländer aus 
den Hauptanwerbeländern im Alter von 15-25 Jahren (Hecker, Schmidt- 
Hackenberg 1980, S. 6) 
- Repräsentativbefragung über die Verweil- und Rückkehrabsichten aus-
ländischer Haushaltsvorstände im Bundesland Baden-Württemberg 1979, 
S. 5 
- Repräsentativuntersuchung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozi- 
alordnung für die Bundesrepublik über die Rückkehrabsichten der auslän-
dischen Wohnbevölkerung aus den Hauptanwerbeländern 1980 (Mehrländer 
u. a. 1981 b), S. 545). 

4) Unter Segregationspolitik wäre ein Bündel von Maßnahmen zu verstehen, 
welches das Einleben der Ausländer in die deutsche Gesellschaft verhindern 
soll, z. B. durch konsequente Trennung von Deutschen und Ausländern in 
Bildungswesen, Beruf, Wohngebieten etc. sowie ein Rotationsprinzip (zeitlich 
befristete Arbeitsverträge; danach – zumindest zeitweise - 
Rückkehr in das Herkunftsland). 

5) Viele ausländische Arbeitnehmer haben unzutreffende Vorstellungen über 
ihren Aufenthalt in der Bundesrepublik; sie bleiben wesentlich länger als 
ursprünglich geplant (vgl. Mehrländer 1981 b), S. 544 ff. u. 675). 

seine gegenwärtige Lage und seine zukünftigen Absichten 
berücksichtigen5), wird er auch über die erforderlichen 
Fähigkeiten verfügen, sich soweit zu integrieren, wie es ihm 
sinnvoll erscheint. Eine Entscheidung für ein geringes Maß 
an Integration kann sich aber leicht als irreversibel erweisen; 
die Probleme verspätet nachgezogener Kinder sind nur ein 
Beispiel dafür. 
Können in dieser Situation staatliche Maßnahmen die Ent-
scheidung der Betroffenen erleichtern? Zwangsmaßnahmen 
aller Art fehlt – wie dargelegt – die Legitimation. 
Als hilfreich könnte sich dagegen die Erarbeitung eines auf 
langfristige Kontinuität angelegten Orientierungsrahmens 
mit rechtlichen, sozial- und bildungspolitischen Angeboten 
zur Verbesserung der „situativen Bedingungen“ (vgl. Esser 
1980 b)) erweisen. Damit verbunden sein müßte eine syste-
matische Information der Ausländer über Möglichkeiten 
und Probleme von Integration und Reintegration, um eine 
rationale und verantwortungsbewußte Entscheidung zu 
ermöglichen. Eine bewußte Entscheidung für einen länger-
fristigen Aufenthalt wird – auch ohne Zwang – häufig zu der 
Konsequenz führen, Kinder bereits im Vorschulalter nach-
zuholen. Gegenwärtig sind allerdings Ansätze zu einem 
solchen Orientierungsrahmen nicht erkennbar. 

2.3 Der Integrationsgedanke in MBSE 
In den MBSE-Rahmenrichtlinien ist Integration als „berufli-
che und soziale Eingliederung“ definiert. Konkret bedeutet 
das die Anpassung der ausländischen Jugendlichen an die 
Erfordernisse des deutschen Beschäftigungssystems. Darun-
ter wird verstanden, daß die Jugendlichen in die Lage ver-
setzt werden sollen, unbenachteiligt, längerfristig oder auf 
Dauer in der Bundesrepublik zu leben. Zu diesem Zweck 
sollen ihre gesellschaftliche Handlungsfähigkeit verbessert 
und die für Beruf und Arbeit erforderlichen Kenntnisse und 
Verhaltensweisen vermittelt werden. Die vorrangige Beto-
nung der beruflichen Eingliederung ist angesichts des gesetz-
lichen Auftrags der BA, der im weitesten Sinne auf die 
Funktionsfähigkeit des Beschäftigungssystems gerichtet ist, 
durchaus legitim. Dieses Konzept scheint aber auch den 
Interessen der ausländischen Jugendlichen zu entsprechen, 
die durch ihre Teilnahme an den Kursen ihren Wunsch nach 
Integration in das deutsche Beschäftigungssystem be-
kunden. 
Alle Aufgaben, die auf diesem Weg zu bewältigen sind, 
kommen als Unterrichtsinhalte in Betracht. Andere Aspekte 
des Integrationsproblems werden nur insofern thematisiert, 
als dies zum Zweck der beruflichen Eingliederung notwen-
dig erscheint. Aus der Orientierung an den Erfordernissen 
des Beschäftigungssystems und dem eigenen Anspruch, die 
Teilnehmer vorrangig für ein berufliches Ausbildungsver-
hältnis zu qualifizieren, ergeben sich folgende Lernzielgrup-
pen für MBSE: 
- Mindestkenntnisse der deutschen Sprache in Wort und 

Schrift, 

- allgemeinbildende und berufsbildende Grundqualifikatio-
nen, die Ausländern nach Möglichkeit nicht ausschließlich 
die unterste Stufe der Berufshierarchie zuweisen, 

- ein Mindestmaß an Verständnis für das soziokulturelle 
System der Bundesrepublik Deutschland und Aneignung 
bestimmter grundlegender sozialer Verhaltensmuster. 

Der so konkretisierte Integrationsgedanke in MBSE ist wohl 
mit beiden Aspekten der Integrationstheorie – Integration 
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bei Assimilation, Integration ohne Assimilation – vereinbar. 
Eingebettet in einen Rahmen der Ausländerpolitik, die Inte-
gration ohne Assimilation zuläßt oder fördert, wäre MBSE 
als Angebot an ausländische Jugendliche zu betrachten, die 
von ihnen explizit gewünschte Integration in das deutsche 
Beschäftigungssystem zu erleichtern und ihnen nach Mög-
lichkeit Startchancen zu vermitteln, die ihnen künftig nicht 
ausschließlich die unterste Stufe der gesellschaftlichen Hier-
archie zuweisen (vorrangiges Ziel: Ausbildungsreife). Im 
Rahmen eines Konzepts der Integration bei Assimilation 
wäre MBSE wohl der Grund-Baustein, auf dem weitere 
Integrationsmaßnahmen anzusetzen hätten. Für die Ziel-
gruppe von MBSE ist – gleichgültig für welches Integra-
tionskonzept man sich entscheidet – innerhalb eines Jahres 
wohl kaum mehr zu erreichen als die in den Rahmenvorstel-
lungen formulierten Ziele. Ob das Integrationsziel in MBSE 
erreicht wird, müssen Diskussion und Bewertung der 
Ergebnisse erweisen. 

3. MBSE in Zahlen 
3.1 Bisherige Entwicklung der Teilnehmerzahlen 
Bis zum Kursjähr 1982/83 gab es keine umfassende und 
kontinuierliche statistische Begleituntersuchung der Kurse. 
Das Zahlenmaterial mußte daher aus verschiedenen Quellen 
zusammengetragen werden. Viele wünschenswerte und not-
wendige Rückschlüsse über die Teilnehmer an den Kursen 
und den Kursverlauf sind aus dem vorliegenden Material 
nicht eindeutig abzuleiten. 

 
Die Teilnehmerstatistik zeigt einen vorläufigen Höhepunkt 
der Teilnehmerzahlen im ersten vollen MBSE-Kursjahr 
1980/81 mit rund 15 000 Teilnehmer. Das Absinken der 
Teilnehmerzahlen dürfte wohl hauptsächlich auf das seit 
Dezember 1981 geltende Zuzugsverbot für über 16jährige 
Ausländer zurückzuführen sein. Ob die Kurse alle poten-
tiellen Adressaten erreichen, mag angesichts der Tatsache, 
daß nur knapp 5% der Altersgruppe (zwischen 15 und 19 
Jahren) eine MBSE besuchen, andererseits aber ein Drittel 
der 15 bis unter 20jährigen Ausländer ohne Arbeit und 
Ausbildung ist (vgl. Schober 1982, S. 60), fraglich erschei- 

nen. Außerdem wurden in der Praxis bislang ca. 5% der 
Interessenten abgelehnt, weil sie die förderungsrechtlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllten. Auch die Tatsache, daß der 
Anteil weiblicher Teilnehmer regelmäßig weit unter 50% 
(Tiefstand 1979/80 mit 13%, Höchststand in MBSE 1982/83 
rund 30%) lag, ist als Indiz dafür zu werten, daß nicht alle 
für MBSE-Kurse in Betracht kommenden Jugendlichen auch 
tatsächlich teilnehmen; denn Mädchen und Jungen sind 
unter den ausländischen Jugendlichen in der Bundesrepublik 
etwa gleich stark vertreten (vgl. Hecker, 1980, S. 45 ff.). 
Der Anteil der Türken liegt erheblich über dem Prozentan-
teil türkischer Jugendlicher der Altersgruppe von knapp 
50% und dem Anteil der Türken an der ausländischen 
Wohnbevölkerung von ca. 33% (MatAB 8/1980, S. 3). 

3.2 Verbleib der Teilnehmer 
Der Verbleib und die berufliche Eingliederung der jungen 
Ausländer nach Abschluß der Maßnahme sind ein – wenn 
auch nicht das allein ausschlaggebende – Kriterium für den 
Erfolg von MBSE. Zu berücksichtigen ist insbesondere, daß 
der Verbleib nicht ausschließlich vom Teilnehmer, sondern 
ebenso von den Bedingungen am Arbeitsmarkt abhängt. 
Andere Faktoren, wie z. B. Vertrautheit mit deutschen 
Lebensverhältnissen, Sprach- und Handlungskompetenz 
sind durchaus gleichrangige Erfolgskriterien. Bislang liegen 
bundesweit und über einen längeren Zeitraum lediglich 
Daten über den beruflichen Verbleib der Teilnehmer vor 
(vgl. Tabelle 2). 

 
1) Übergang in anerkannte (betriebliche) Berufsausbildung, Berufsfachschulen 

und Ausbildungsgänge für Behinderte (nach § 48 Berufsbildungsgesetz) 
2) z. B. berufliche Grundbildung, Grundausbildungs- und Förderungslehrgänge, 

Lehrgänge zur Vorbereitung auf den Hauptschulabschluß 
3) Bei Kursende noch nicht in Arbeit oder Ausbildung vermittelte Jugendliche 

und Jugendliche, deren Verbleib den Kursbetreuern oder Berufsberatern 
unbekannt war. 

4) Hochrechnungen auf 100% (in der Quelle nicht gesondert angegeben) 
5) Knapp die Hälfte davon wegen Übergang in ein Arbeitsverhältnis 
6) Verbleib nicht erhoben 
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Die Zahlenangaben basieren auf einer Befragung der Kurs-
teilnehmer bzw. der Einschätzung ihrer Situation durch die 
Lehrgangsleiter (bei MSBE) oder Berufsberater (bei MBSE) 
jeweils am Ende des Kurses. Aus den Angaben in den 
Rubriken „Berufsausbildung“ und „Arbeitsstelle“ ist dem-
nach nur ersichtlich, wie viele Jugendliche einen Ausbil-
dungs- oder Arbeitsvertrag geschlossen hatten, nicht aber, 
ob Ausbildung oder Arbeit tatsächlich aufgenommen oder 
nach Ablauf der Probezeit fortgesetzt wurden. Gerade diese 
Aussage wäre jedoch besonders wichtig für die Beurteilung 
des Erfolgs der Kurse, ebenso wie eine Erhellung des „son-
stigen Verbleibs“. Trotz dieser Einschränkungen sind einige 
wichtige Erkenntnisse zu gewinnen: 
- Die Abbrecherquote hat sich bei MBSE im Vergleich zu 

MSBE deutlich verringert. Der Hauptgrund hierfür ist 
sicherlich der Erwerb der Arbeitserlaubnis nach erfolgrei-
cher Teilnahme. 

- Der Anteil der Jugendlichen, die nach den Kursen einen 
Ausbildungsplatz erhalten konnten, hat sich zwar von 
1977/78 bis 1980/81 fast verdoppelt, doch ist die Quote 
immer noch sehr niedrig, berücksichtigt man das Ziel von 
MBSE, vorrangig die Aufnahme eines Ausbildungsver-
hältnisses zu fördern (Rahmenrichtlinien für MBSE). 

- Auch die Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses ist ver-
gleichsweise gering und rückläufig. 

Aussagen über den längerfristigen Verbleib liegen mittler-
weile aus einer Untersuchung des Kursjahres 1980/81 durch 
das IAB vor (vgl. Schober 1983). Die Ergebnisse zeigen, daß 
auch bei längerfristiger Beobachtung der Anteil der in eine 
berufliche Ausbildung eingemündeten Teilnehmer mit rund 
11% gering bleibt – daß jedoch die Zahl der Teilnehmer, die 
nach MBSE eine Arbeit aufnehmen, beträchtlich höher liegt 
als nach der amtlichen Statistik (vgl. Tabelle 2). Zugleich 
weisen die IAB-Ergebnisse eine beachtliche Stabilität der 
beruflichen Einmündungen auf. Die Fluktuation und der 
Anteil der Ausbildungsabbrecher sind vergleichsweise ge-
ring. 

3.3 Mittelfristige Perspektiven 
Sollte das Einreisealter für den Familiennachzug künftig 
tatsächlich auf das 6. Lebensjahr begrenzt werden, so muß 
während einer evtl. Übergangszeit mit einer neuen Welle des 
Familiennachzugs aus dem Potential der 600 000 gegenwär-
tig nachzugsberechtigten Kinder und Jugendlichen bis zum 
16. Lebensjahr (Bundesinstitut für Berufsbildung, Heft 2, 
1982) gerechnet werden. Während der Übergangszeit wird 
sich das MBSE-Potential, d. h. Späteinsteiger mit relativ 
kurzer Aufenthaltsdauer in der Bundesrepublik tendenziell 
erhöhen, da der geplante Nachzug vorverlegt werden muß 
und die Eigendynamik einer Nachzugswelle möglicherweise 
auch zuvor nicht geplante Nachzüge auslösen kann. Auch 
nach dem Ende einer Übergangsfrist werden für einen 
erheblichen Teil der ausländischen Jugendlichen (die das 
deutsche Schulsystem nur unvollständig durchlaufen haben) 
weiterhin gezielte Integrationshilfen erforderlich sein. 
Ein neues Potential an Späteinsteigern kann jedoch auf die 
Bundesrepublik zukommen wegen der im Rahmen der EG-
Verträge vereinbarten vollen Freizügigkeit für griechische 
Staatsangehörige (ab 1. 1. 1988) und des Assoziationsver-
trags zwischen der EG und der Türkei (schrittweise Einfüh-
rung der Freizügigkeit zwischen dem 1. 12. 1986 und dem 
10. 11. 1998). Viele Beobachter vertreten die Auffassung, 
angesichts der ungünstigen Wirtschaftsentwicklung in allen 

Staaten der EG, der restriktiven Ausländerpolitik der Bun-
desrepublik und der zu erwartenden immensen Migranten-
ströme sei es nicht wahrscheinlich, daß das Abkommen mit 
der Türkei, wie vorgesehen, realisiert werde. Diese Argu-
mentation übersieht, daß die Nichteinhaltung bestehender 
zwischenstaatlicher Verträge eine andere Rechtsqualität 
besitzt als die restriktive Handhabung der deutschen Aus-
ländergesetze. Auch könnte es sich erweisen, daß politische 
Erwägungen anderer Art (wie die Einbindung der Türkei in 
die NATO) Vorrang besitzen gegenüber beschäftigungspo-
litischen Bedenken. 
Die für den Zeitraum bis 1990 zu erwartende Vollmitglied-
schaft Spaniens und evtl. auch Portugals kann die Probleme 
auch in der Bundesrepublik tendenziell weiter verstärken. 
Aus der Perspektive mittelfristiger Entwicklungstendenzen 
wäre es daher sinnvoll, die MBSE-Konzeption mittelfristig 
abzusichern. 

4. MBSE in der Diskussion 
Stellungnahmen zum neuen MBSE-Konzept wurden zum 
einen von den an der Finanzierung beteiligten Institutionen, 
zum anderen von den Durchführenden abgegeben. Die 
„amtlichen“ Stellungnahmen sind meist sehr zurückhaltend 
in bezug auf wertende Äußerungen und beschränken sich 
häufig auf die Darstellung bzw. die formale Interpretation 
statistischer Daten. In den Berichten von Kursträgern, Leh-
rern und Sozialpädagogen überwiegen dagegen wertende 
Stellungnahmen. 
Die wichtigsten und häufigsten Kritikargumente sind im 
folgenden kurz zusammengefaßt und kommentiert. 

Das Ziel der Kurse wird nicht erreicht. 
Der Bundesrechnungshof bemängelte in einem Prüfungsbe-
richt aus dem Jahr 1981, mit Bezug auf die Kursphase 1980, 
die Kurse hätten das gesteckte Ziel nicht erreicht. Er vertrat 
die Ansicht, aus arbeitsmarktpolitischen Erwägungen sei der 
Einsatz der Mittel nur für die Hinführung auf ein Ausbil-
dungsverhältnis sinnvoll. In diesem Sinne argumentiert auch 
das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung (Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung 1982 b)) trotz einer insgesamt durchaus positiven 
Würdigung der Ergebnisse. 
Auch von Kursträgern und Lehrern wird durchaus aner-
kannt, daß vermutlich die Mehrzahl der Teilnehmer nach 
Abschluß der Kurse nicht in Ausbildungsstellen vermittelt 
werden kann (so z. B. Vink 1980, S. 19), doch wird diese 
Tatsache nicht als Scheitern des Konzepts interpretiert. 
„(Es) muß noch einmal betont werden, daß nicht nur die 
Ausbildungsreife, sondern auch die Vermittlung in Arbeits-
stellen ein anerkanntes Ziel von MBSE sind“ (Kolping-
Bildungswerk, Landesverband Bayern (Hrsg.) 1981, S. 2). 
Beide Argumentationen stützen sich formal auf die MBSE-
Rahmenvorstellungen. Der Streit ließe sich also durch eine 
verbindliche Interpretation der Rahmenrichtlinien beenden. 
Daß eine Klarstellung erforderlich ist, zeigt der Blick auf 
mögliche Konsequenzen: Folgt man der erstgenannten 
Argumentation, so steht man bald vor der Entscheidung, 
Interessenten mit ungünstigen Eingangsvoraussetzungen 
von der Teilnahme auszuschließen, die Maßnahme zu ver-
längern oder verschiedene Maßnahmetypen zu schaffen. 
Nach der zweiten Argumentation könnten die Maßnahmen 
in der bisherigen Form weiter bestehen. 
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MBSE ist Aufgabe des schulischen Bildungssystems 
Vor allem von Seiten der Gewerkschaften wird immer wie-
der betont, MBSE gehöre zum originären Aufgabenbereich 
des schulischen Bildungssytems (vgl. Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft, Landesverband Nordrhein-Westfa-
len (Hrsg.) 1980). 
Aus vordergründigen finanziellen Erwägungen seien insbe-
sondere die berufsbildenden Schulen in den meisten Bundes-
ländern nicht bereit, zielgruppengerechte Bildungsangebote 
bereitzustellen. „MBSE darf kein ausländerspezifisches 
Berufsschulsystem mit niedrigen Kosten und reduzierten 
Bildungsinhalten werden“ (Schnapka 1981, S. 4). 
Auch die Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt für 
Arbeit betonen – mit Geltung für alle berufsvorbereitenden 
Maßnahmen – „daß die Bundesanstalt mit ihrer individuel-
len Förderung nur eine quasi ,Ausfallbürgschaft‘ über-
nimmt, bis das allgemeinbildende Schulwesen in der Lage 
ist, alle Schüler . . . zur Berufs- oder Arbeitsreife zu füh-
ren“ (Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.) 1979, S. 215). 
Die Gleichwertigkeit schulischer Maßnahmen (z. B. Son-
derformen des Berufsgrundbildungsjahres) unter erzie-
hungswissenschaftlichem Aspekt ist ebenfalls keineswegs 
bereits positiv beantwortet. Somit ist nur festzuhalten, daß 
die Möglichkeit des generellen Verzichts auf MBSE zugun-
sten schulischer Maßnahmen vorläufig nicht existiert, und 
die Aufgabe der Integration von Späteinsteigern ohne MBSE 
gegenwärtig nicht zu bewältigen ist. 

Die stärkere Betonung der Berufsvorbereitung hat sich 
ungünstig ausgewirkt 
Dieser Kritikansatz geht davon aus, daß es nicht sinnvoll sei, 
die ausländischen Jugendlichen schwerpunktmäßig gerade in 
den Bereichen zu fördern, in denen sie ohnehin noch am 
ehesten mit deutschen Jugendlichen konkurrenzfähig seien: 
den handwerklich-praktischen Fähigkeiten (vgl. Pfriem 
1980, S. 78). Deutsch- und Mathematikunterricht (a. a. O.) 
sowie die sozialpädagogische Betreuung kämen zu kurz 
(Werner 1980, S. 148). Die Vermittlung beruflicher Grund-
qualifikationen diene ausschließlich den Interessen der 
Betriebe (a. a. O. S. 152). „Es ist zu befürchten, daß eine 
inhaltliche Ausrichtung an den Interessen der Jugendlichen 
von der vorgegebenen Form erdrosselt wird“ (a. a. O.). 
Diese Argumentation übersieht, daß gerade die Vermittlung 
in Ausbildungsstellen oder Arbeit das eigentliche Anliegen 
der Jugendlichen ist. Der Erwerb von Sprachkenntnissen 
und Fortschritte im Integrationsprozeß sind nur Mittel zu 
diesem Zweck; ihre Bedeutung wird oft erst im Verlauf des 
Kurses erkannt. Eine Orientierung der Berufsvorbereitung 
an den Erfordernissen der Betriebe ist also durchaus nicht 
gegen die Interessen der Jugendlichen gerichtet. Zudem 
scheinen die o. g. Überlegungen von unklaren Vorstellun-
gen über den Begriff „Berufsvorbereitung“ auszugehen, wie 
Böge anmerkt (Böge 1980 b), S. 75 f.). Berufsvorbereitung 
in MBSE ist nicht nur die Vorbereitung auf einen zu erler-
nenden Beruf als Selbstzweck, sondern gleichzeitig 
Anschauungsunterricht, über den die eigentlichen Defizite 
junger Ausländer, wie mangelnde Sprachkenntnisse, man-
gelnde Vertrautheit mit den Anforderungen im Berufsalltag 
(z. B. Pünktlichkeit) etc. besonders schnell und intensiv 
ausgeglichen werden können“ (a. a. O. S. 76). 

Betriebe sollten nicht als Kursträger auftreten dürfen 
Die  Vermittlung  beruflicher  Grundqualifikationen  diene 

ausschließlich den Interessen der Betriebe (Werner 1980, 
S. 152). Der Jugendliche werde ausschließlich nach der 
Interessenlage des Betriebes auf einen bestimmten Beruf 
festgelegt, der Kurs sei gewissermaßen eine betriebliche 
Probezeit auf Kosten des Staates (vgl. Schnapka 1981, 
S. 115; Vink 1980, S. 20). Unter diesem Aspekt kann nicht 
überraschen, daß bereits die Einbindung von Betrieben in 
den berufsvorbereitenden Teil der Kurse kritisiert wird. 
Daß die Arbeitgeberseite dagegen Kurskonzepte in „koope-
rativ-betrieblicher Form“ für gelungen und gar „allen schuli-
schen Alternativen überlegen“ hält (Forschungsstelle des Bil-
dungswerks der Hessischen Wirtschaft (Hrsg.) 1981, S. 9), 
verträgt sich mit der Kritik durchaus. 
Allerdings muß angemerkt werden, daß die kritisierten 
Zustände der Bindung an einen bestimmten Betrieb, der 
vorzeitigen Festlegung auf einen bestimmten Beruf, nur 
eintreten können, wenn die Rahmenvorstellungen nicht ein-
gehalten werden, und z. B. eine Kurskonzeption nur ein 
statt der vorgesehenen drei Berufsfelder umfaßt (dies wurde 
von der Bundesanstalt für Arbeit in Ausnahmefällen bisher 
genehmigt), oder der Kursträger willkürlich vom genehmig-
ten Konzept abweicht. 

Die Bundesanstalt für Arbeit bzw. die Arbeitsämter „mani-
pulieren“ die Teilnehmer 
Gemeint ist zunächst einmal die Manipulation der Teilneh-
merzahlen. Nicht alle interessierten Jugendlichen könnten 
die Kurse besuchen, da sich nur sehr wenige ausländische 
Jugendliche bei den Arbeitsämtern meldeten (Werner 1980, 
S. 150). Zudem würde sich die Prüfung der Sprachkennt-
nisse durch die Berufsberater der Arbeitsämter nicht an 
objektiven Kriterien, sondern an der Anzahl der verfügba-
ren Plätze orientieren (Schnapka 1981, S. 116; Kolpingbil-
dungswerk . . .  1981, S. 3). 
Der erste Vorwurf entbehrt sicherlich angesichts der Berufs-
beratungsstatistik jeder Grundlage. Danach stieg gerade im 
Jahr 1980/81 die Anzahl ausländischer Ratsuchender der 
Berufsberatung um 30% auf 86 000; das sind 7% aller 
Ratsuchenden (Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.) 1982, 
S. 46). Im Jahre 1978/79 betrug dieser Anteil erst 3%. Ein 
Vergleich mit der Anzahl ausländischer Schulabgänger pro 
Jahr von ca. 40 000 – 50 000 und dem Anteil ausländischer 
Jugendlicher der Altersgruppe 15 – 18jähriger von 7,8% 
deutet auf einen hohen „Einschaltungsgrad“ hin. 
Manipulation werde jedoch auch ausgeübt durch die Aus-
wahl der Berufsfelder, die vom örtlichen Arbeitsmarkt dik-
tiert werde (vgl. Schnapka 1979, S. 142). Vink führt die 
geringe Beteiligung von Mädchen u. a. darauf zurück, daß 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen weniger Mädchen-
kurse eingerichtet würden (vgl. Vink 1981, S. 6). 
Was in diesem Fall Ursache und Wirkung sind, kann wohl 
fundiert nur im Rahmen einer ausführlichen Untersuchung 
geklärt werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit vergibt MBSE-Trägerschaften 
ausschließlich nach Kostengesichtspunkten. Qualität spielt 
keine Rolle 
„Derjenige Träger, der die ,billigste‘ Maßnahme anbietet, 
erhält den Zuschlag“ (Pfriem 1980, S. 77). „Für Investitio-
nen werden keine Gelder gegeben. Das begünstigt jene 
Träger, die schon über solche Einrichtungen verfügen“ 
(Werner 1980, S. 150). 
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Obwohl es auch Gegenbeispiele gibt (vgl. Böge 1980, S. 74), 
ist nicht auszuschließen, daß die gegenwärtigen Finanzie-
rungsprobleme auf die o. g. Situation hin tendieren. 

Eine mittelfristige Planung ist wegen der ungesicherten 
Finanzierung unmöglich 
„Die Tatsache, daß die Kurse immer nur für ein Jahr abge-
schlossen und genehmigt werden, verhindert in vielen Fällen 
den Abschluß von langfristigen Verträgen. Lehrern wird im 
Rahmen von MBSE keine aussichtsreiche und sichere beruf-
liche Perspektive geboten, so daß die Fluktuation des Lehr-
personals und damit die mangelnde Effizienz der Maßnahme 
vorprogrammiert ist“ (Vink 1981, S. 7). 
Die hier geschilderten Vergabepraktiken sind durchaus 
zutreffend. Vermutlich wird dadurch auch die Investitions-
bereitschaft der Träger nachteilig beeinflußt. Der Hinweis 
auf Motivation des Lehrpersonals und Effizienz der Maß-
nahme sind dagegen spekulativer Art; sie bedürfen – ebenso 
wie die Qualifikation des Lehrpersonals – der Überprüfung. 

Die Zusammenarbeit mit der Berufsschule funktioniert nicht 
Diese Klage ist besonders weit verbreitet und beschränkt 
sich nicht auf die Zeit nach der Einführung von MBSE. 
Noch immer gibt es überwiegend keine inhaltliche Abstim-
mung zwischen MBSE und der Berufsschule. Auch der 
vorgesehene Umfang des Berufsschulunterrichts von 
8 Wochenstunden wird oft nicht erreicht. Einige Träger 
tendieren aus diesem Grunde dahin, den Berufsschulunter-
richt im eigenen Haus durchzuführen (Gareis 1981, S. 112), 
andere plädieren für eine Verlagerung der gesamten Maß-
nahmen in die Berufschulen (z. B. Klose 1980, S. 27; Vink 
1980, S. 19). Die Bildung gemeinsamer Arbeitskreise von 
MBSE-Lehrern und Berufschullehrern, in denen die nach 
den Rahmenrichtlinien geforderte Zusammenarbeit prakti-
ziert werden könnte, ist institutionell überhaupt nicht vor-
gesehen. Zusammenarbeit entsteht daher allenfalls durch 
persönliches Engagement einzelner Lehrer. 
Die Auswirkungen dieser Situation auf die Konzeption von 
MBSE wurden bislang nicht untersucht; eine Beeinträchti-
gung des Lernerfolgs ist zu vermuten. 

Die Heterogenität des Teilnehmerkreises beeinträchtigt den 
Lernerfolg 
Die Forderung nach Leistungsdifferenzierung in den Kursen 
(vgl. Kolpingsbildungswerk (Hrsg.) 1981, S. 6) wurde mitt-
lerweile grundsätzlich erfüllt. Ob die vorhandenen Differen-
zierungsmöglichkeiten und die Art der praktizierten Diffe-
renzierung geeignet sind, den negativen Auswirkungen zu 
großer Heterogenität entgegenzuwirken, ist dagegen noch 
ungeklärt. 

Die „integrierte Konzeption“ wird unterlaufen 
Vink (1981, S. 7) geht in seiner Kritik von der Frage aus: 
Wie kann die lernfeld- und lernbereichsübergreifende 
Unterrichtsgestaltung realisiert werden, wie soll team-
teaching funktionieren, wenn Sprachunterricht, Unterwei-
sung in der Werkstatt und Berufsschulunterricht an drei 
verschiedenen Orten stattfinden? Nicht selten wird ein Kurs 
von mehreren Trägern durchgeführt (geteilt nach Lernfel-
dern), worin Böge einen Verstoß gegen die Rahmenvorstel-
lungen sieht, der eigentlich zur Verweigerung der Genehmi-
gung führen müßte (Böge 1980, S. 76). Wird der Werk-
stattunterricht in Betrieben abgehalten, so habe sich mittler-
weile erwiesen, daß die Werkstattausbilder vom Betrieb 

häufig nicht für Teamarbeit freigestellt werden und umge-
kehrt Sozialpädagogen und Sprachlehrern der Zugang zum 
Betrieb erschwert wird (Pfriem 1980, S. 77 f.). 
Es erscheint zweifelhaft, ob die hier kritisierte Praxis tat-
sächlich typisch ist für die gegenwärtig laufenden Kurse. Zu 
widerlegen ist das Argument wohl nur im Rahmen einer 
Repräsentativuntersuchung. 

Es fehlt ein Konzept der anschließenden berufsbegleitenden 
Hilfen 
Dieser Punkt wird von den meisten Kritikern angesprochen 
(z. B. Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendaufbauwerk 
(Hrsg.) 1980, S. 48; Forschungsstelle des Bildungswerks der 
Hessischen Wirtschaft (Hrsg.) 1981, S. 10; Vink 1980, S. 19 
ff.). Auch die Vorstellungen darüber, wie ausbildungsbe-
gleitende Hilfen aussehen könnten, sind ähnlich. Man denkt 
überwiegend an eine zusätzliche Förderung während der 
Ausbildung z. B durch ergänzenden fachbezogenen Sprach-
unterricht; teilweise wird auch eine überbetriebliche Ausbil-
dung im ersten Ausbildungsjahr gefordert. 
Einem Teil dieser Forderungen kann durch das „Benachtei-
ligtenprogramm“ entsprochen werden. Wieviele der MBSE-
Absolventen solcher Hilfen bedürfen und sie auch erhalten, 
ist noch unklar. 

Die Kenntnisse der MBSE-Teilnehmer über das deutsche 
Berufsbildungssystem sind unzureichend 
Im Rahmen einer – allerdings nicht repräsentativen -
Begleituntersuchung der MBSE-Maßnahme des Europäi-
schen Schulungszentrums in Bad Neustadt wurde belegt, 
daß die Mehrheit der Teilnehmer bei Kursbeginn über das 
Ziel des Kurses uninformiert war und den Unterschied 
zwischen Berufsausbildung und Berufsvorbereitung nicht 
kannte. Gegen Ende des Kurses war dieser Unterschied 
immerhin noch 27% der türkischen und 10% der spanischen 
Jugendlichen unklar (Institut für empirische Psychologie 
(Hrsg.) 1982, S. 197). Sollte sich dieses Ergebnis bestätigen, 
müßte wohl auch der Gedanke der Berufswahlvorbereitung 
in MBSE weiter diskutiert werden. 

5. Schlußfolgerungen 
Faßt man die wichtigsten Aspekte der veröffentlichten Kri-
tik und das bisher vorliegende Zahlenmaterial zusammen, so 
muß man feststellen, daß ein vollständiges Bild von MBSE 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zu gewinnen ist. Die 
Analyse führt zu mehr offenen Fragen als Antworten. Sie 
beschreibt allerdings erstmals in detaillierter Form den Stand 
der Erkenntnisse über MBSE, an dem Themen und Strate-
gien der laufenden MBSE-Wirkungsuntersuchung ansetzen 
können. Im folgenden werden die Ergebnisse der Analyse 
zusammenfassend dargestellt und in Untersuchungsfragen 
umgeformt. 
Mit wenigen Ausnahmen (Teilnehmerzahl und Verteilung 
nach Geschlecht und Nationalitäten) liegen keine Totalerfas-
sungen oder Repräsentativerhebungen vor. 
Selbst die offizielle Verbleibstatistik der Bundesanstalt für 
Arbeit ist nur bedingt aussagekräftig (mehr als 40% unge-
klärter „sonstiger Verbleib“). Eine Statistik über Arbeitslo-
sigkeit nach MBSE fehlt. 
Erhebungen über deutsche Sprachkenntnisse und Schulbil-
dung der Teilnehmer – unabdingbare Voraussetzungen für 
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die teilnehmergerechte Gestaltung der Kursinhalte und 
damit auch für den Erfolg der Maßnahmen – fehlen weitge-
hend. 
Die Berufswünsche der MBSE-Teilnehmer werden nicht 
erhoben; daher ist es bislang nicht möglich zu prüfen, ob die 
angebotenen Berufsfelder von den Teilnehmern auch ange-
nommen werden. Völlig unklar ist (abgesehen von regiona-
len Untersuchungen), wieviel Teilnehmer nach MBSE über-
haupt eine Ausbildung anstreben und in welchen Berufen sie 
ggf. einen Ausbildungsplatz finden. 
Unklar ist schließlich, ob MBSE von allen dafür in Frage 
kommenden Jugendlichen akzeptiert wird. Geklärt ist ledig-
lich, daß derzeit (türkische) Mädchen und nichttürkische 
ausländische Jugendliche in weit unterdurchschnittlichem 
Maße an MBSE teilnehmen. Die Frage nach den Gründen 
dafür bleibt bereits wieder offen. 
Deutlich erkennbar geworden – wenn auch nicht in quantifi-
zierbarer Form – sind die Probleme und Schwierigkeiten in 
der gegenwärtigen Situation: die fehlende Bereitschaft der 
Kursträger, angesichts einer Ungewissen Zukunft, Investi-
tionen für qualifiziertes Lehrpersonal, Unterrichts- und 
Werkstatträume, Lehrmittel und Unterrichtskonzepte vor-
zunehmen; die Unsicherheit der ausländischen Jugendli-
chen, ob angesichts der Wendungen in der Ausländerpolitik 
die Kursteilnahme tatsächlich zum erstrebten Arbeitsplatz in 
Deutschland führen wird und nicht zuletzt die Unsicherheit 
der Lehrer und Betreuer der Jugendlichen über die künftige 
Entwicklung. 
Auch ohne eine MBSE-Evaluation könnte durch verbindli-
che Interpretation der Rahmenvorstellungen das Problem 
geklärt werden, ob nur der Übergang in Ausbildung oder 
auch der Übergang in Arbeitsstellen als legitime Ziele der 
Lehrgänge gelten sollen. Angesichts des geringen Bildungs-
niveaus und der kurzen Aufenthaltsdauer vieler Teilnehmer 
wird hier ausdrücklich dafür plädiert, die Erreichung beider 
Ziele als Erfolg zu werten. Unabhängig davon müßte die 
Möglichkeit einer Verlängerung der Berufsvorbereitungszeit 
für die Teilnehmer geprüft werden, die das Ziel der Ausbil-
dungsreife nicht in einem Jahr erreichen können. 
Auch die Abstimmung des Berufsschulunterrichts mit den 
Lehrgangsinhalten und die Prüfung der Gleichwertigkeit 
von Angeboten des schulischen Bildungssystems können 
grundsätzlich unabhängig von einer MBSE-Untersuchung 
erfolgen. Allerdings kann eine bundesweite Untersuchung 
Aufschluß darüber geben, inwieweit eine Abstimmung 
erforderlich ist und wo (z. B. in welchen Bundesländern) 
besondere Probleme bestehen. In der Frage der Gleichwer-
tigkeit schulischer Bildungsangebote wird hier für eine 
Orientierung an den MBSE-Rahmenrichtlinien plädiert, 
nach denen die Zielgruppe für MBSE besonderer sozialpäd-
agogischer Hilfen bedarf. Angebote des schulischen Bil-
dungswesen können in diesem Sinne als gleichwertig gelten, 
wenn sie sozialpädagogische Betreuung bieten. 

Nur im Rahmen einer Untersuchung sind – neben den 
bereits erwähnten Informationen über Teilnehmerstruktur 
und Verbleib – die folgenden Fragenkomplexe zu klären: 
- Welche  Formen  der  Leistungsdifferenzierung  werden 
praktiziert? Wie wirkt sich die Differenzierung in der Praxis 
aus? 
- Welche didaktischen Schwerpunkte werden in den Lehr-
gängen  gesetzt? Welchen Stellenwert hat die praktische 
Berufsvorbereitung? Gibt es Bedarf für eine Ausweitung 
bestimmter Inhalte, z. B. Allgemeinbildung oder Sprachun-
terricht? 
- Gibt  es  schlüssige  Konzepte  der sozialpädagogischen 
Betreuung? Welche Probleme treten auf, in welcher Häufig-
keit, bei welchen Nationalitäten? Welche Lösungsmuster im 
Sinne verhaltensorientierter Lernziele haben sich in der Pra-
xis bewährt? 

- Gibt es gelungene Konzepte für lernfeld- und lernbe- 
reichsübergreifenden Unterricht und  team-teaching,  bei-
spielhafte Unterrichtsmaterialien, die als Anregung allen 
Trägern zugänglich gemacht werden könnten? 

- Schränken die Arbeitsämter die Teilnehmerzahl künstlich 
ein, z. B. durch ungerechtfertigten Verweis von Interessen-
ten an andere Bildungsmaßnahmen? 

- Welche Auswirkungen haben Organisationsformen (z. B. 
Kooperation mit Betrieben) und Träger auf den Lehrgangs-
erfolg? 

- Sind anschließende ausbildungsbegleitende Hilfen erfor-
derlich; ggf. in welcher Art und für welche Teilnehmer? 

- Besitzen die Teilnehmer bei Lehrgangsende ausreichende 
und zutreffende Informationen über das deutsche Berufsbil-
dungssystem? 

Eine Untersuchung sollte soweit wie möglich die Erfahrung 
von Lehrkräften, Sozialpädagogen und Berufsberatern nut-
zen. Eine zentrale Forderung muß auf die Entwicklung eines 
Curriculums für MBSE zielen. Die Erstellung eines verbind-
lichen Curriculums – das im übrigen den Lehrenden genü-
gend Spielraum für eine adressatengerechte Interpretation 
einräumen müßte – markiert aber das Ende einer didakti-
schen Grundlagenforschung auf diesem Gebiet. Es sind auf 
diesem Weg noch eine Reihe von Vorarbeiten zu leisten. Ein 
Untersuchungsansatz, der sich auf Verlauf und Erfolg von 
MBSE beschränkt, müßte bereits zum gegenwärtigen Zeit-
punkt zu kurz greifen. Es ist zu hoffen, daß die Untersu-
chung auch auf die Optimierung von MBSE hin angelegt 
wird. Die zu erwartenden Ergebnisse – ein insgesamt diffe-
renziertes und konturenschärferes Bild des Integrationspro-
blems – lassen sich mit hoher Wahrscheinlichkeit auch für 
andere Bereiche der Ausländerpädagogik nutzen, so z. B. 
im schulischen Bereich oder für die Entwicklung 
zielgruppenorientierter ausbildungsbegleitender Hilfen im 
Anschluß an MBSE. 
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